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Erl ass

Der,Regierungsrat hat m'it Beschluss Nr. .l578 von 27. Juli 1982 die Vorschriften
zum Quart'ierplan "Stutz" genehmigt. Diese basierten auf einem Bauprojekt, das
nunmehr n'icht zur Ausführung gelangt.
Bas'ierend auf dieser Sachlage erlässt die Einwohnergemeinde Lausen - gestützt
auf $$ 4 und 29 tf. des kant. Baugesetzes vom 

.l5. Jun'i 1967 - für die Quartier-
planung "Stutz" folgende Quartierplanvorschriften, bestehend aus:

- Quartierpl anreglement

I (Richtplan Nutzung und Gestaltung 1:500)
2 (Richtplan Schnitte l:500)

Geltungsbereich und Inhalt

.l Die Quartierplanvorschriften gelten innerhalb des Quartierplanperimeters.
Sie regeln verbindlich:

- Die Lage, die Grösse und die Gestaltung der oberirdischen und unterirdi-
schen Bauten und Anlagen.

- Die Art und das Mass der Nutzung der e'inzelnen Teile des Quart'iers und
der Bauten.

- 0ie Gestaltung und die Benutzung der Freiflächen.

- Die ober- und unterird'ische Parkierung.

- Die Er^schliessung und Versorgung.

- Den Immissionsschutz.

2 Tn weiteren regeln die Quartierplanvorschriften die Realisierung der
Quarti erpl anung.

2. Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten und Anlagen

2.1 Für Lage, Grösse (Grundfläche und Geschosszahl) und Gestaltung der Bauten
und Anlagen sind die Pläne Nr. I und 2 sowie die nachstehenden Quartier-
p'l anbesti mmungen massgebend.

2.2 Verschiebungen oder Aenderungen der Bauten und Anlagen können, sofern das
Gesamtkonzept der Ueberbauung keine Beeinträcht'igung erfährt, vom Gemeinde-
rat gestattet werden. Gegenüber anstossenden Parzellen ausserhalb des Quar-
tierplanperimeters dürfen die gesetzlichen Abstände n'icht unterschritten
werden . Für di e Gebäudehöhen ge1 ten al s R'i chtmas se der P1 an Nr . 2 .
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Die rechtliche Sicherstellung von Alterswohnungen ist im Quartierplan-
vertrag zwischen der Geme'inde und der Grundeigentümerin zu regeln.

3.4 Nutzungsumlagerungen im Rahmen der maximal zu1ässigen BGF von einem
Baukörper auf einen anderen sind zulässig, sofern sie das Gesamtkonzept der
Quarti erpl anung n'i cht .beei nträcht'i gen . Si e bedürfen der Zusti mmung des
Gemei nderates .

4 l{ohnbauten

4..l Es werden Re'ihene'infamilienhäuser und Mehrfamil'ienhäuser erstellt.

4.2 Wen'ig störende Betrjebe im S'inne des Wohn-/Geschäftsbaus WG (ZR 4/63)
entlang der Hasenackerstrasse zwischen Stutzstrasse und Ringstrasse
1äss'ig.

4.3 Für alle l'lohnungen und Einfamilienhäuser s'ind Abste'l1möglichkeiten
Velos, Kinderwagen, etc. zu schaffen.

s'ind
zu-

für

5. Gerneinschaftsanlagen im Zentrum

5..l Die Geme'inschaftsanlagen s'ind auf dem zentralen Platz zu errichten. Sie
sind im Zuge der Gesamtüberbauung zu erste'llen. ihre definitive Anzahl,
Lage, Grösse und Gestaltung ist im Rahmen der nachfolgenden Festsetzungen
im Umgebungsgestaltungsplan festzulegen und bedarf der Zustimmung des Ge-
me'inderates .

5.2 Gemeinschaftsanlagen sind in genügendem Ausmass zu errichten. Soweit sie
allen Bewohnern oder der Oeffentlichkeit zu nicht kommerziellen Zwecken
dienen, wird eine BGF von max. 500 m2 nicht zur Nutzung gezäh1t.

5.3 Im Bereich der Gemeinschaftsaniagen w'ird die Ringstrasse jm Sinne Plan Nr.l
überdeckt. Die endgü'ltige Gestaltung 'ist im Umgebungsgestaltungspian fest-
zu'legen, der im Rahmen des Baubewilfigungsverfahrens der Genehmigung des
Gemeinderates bedarf. Die privatrechtliche Sicherste'l1ung regelt der Quar-
ti erpl anvertrag.

5.4 Der Bau von Gemeinschaftsanlagen, d'ie kommerziellen Zwecken d'ienen (2.8.
ein Cafö, Kiosk, etc. ) 'ist zulässig b'is zu e'iner BGF von max. 500 m2.

5.5 Die Gestaltung soll in Architektur, Material und Farbe auf die Wohnüberbau-
ung abgestimmt werden und den Gesamteindruck der Siedlung in ästhet'ischer
Hinsicht wahren.

6- Kindergarten

6..l Die Lage und Grösse des K'indergartenareals geht aus Plan Nr. t hervor, esgilt a1s Zone für öffentliche Anlagen und Werke. Die Lage, Grösse und Ge-
staitung des Gebäudes ist im Umgebungsgestaltungsplan festzulegen.

6.2 Der Kindergarten hat s'ich in die Gesamtüberbauung harmon'isch einzufügen.
Di es gi I t auch für sei nen Spi el p1 atz und se'i ne Umgebung.



7 Gestal tung und Benutzunq der FreifIächen

7.1 Die Gestaltung der Freiflächen wird in Plan Nr. I im Sinne eines generellen
Konzeptes festgehal ten.

7.2 Ueber d'ie defin'itive Gestaltung ist im Baubew'illigungsverfahren als inte-
grierender Bestandteil des Baugesuches ein Umgebungsgestaltungsplan e'inzu-
rei chen . Di es gi I t auch bei ei ner etappenwe'i sen Real 'i s'ierung der Si ed'l ung .
Der Umgebungsgestaltungsplan bedarf der Zustimmung des Gemeinderates.

7.3 Für di e Bepf i anzung der al 1 geme'in genutzten Fl ächen 'ist ei n Bepf 1 an-
zungspl
im Plan
hal ten:

an zu erstel I en . D'i eser hat unter Berücksi ng der Festsetzungenchti gu
gendeNr. I und im Umgebungsgesta'ltungsplan fol Grundsätze zu be'in-

- Gf iederung des Quartierplanareals mit durchgehenden und e'inheitlichen
hochstämmigen Baumgruppen, Alleen und Grünzügen im Sinne e'iner ökolo-
g'i schen Vernetzung.

- Schaffung naturnaher Flächen für den ökologischen Ausgleich.

- Verwendung von e'i nhe'imi schen Laubgehö1 zen.

Der Bepflanzungsplan ist vom Geme'inderat im Einvernehmen m'it der kantonalen
Fachstelle zu genehm'igen und verbindlich zu erklären. Spätere Ergänzungsbe-
pf1 anzungen müssen si ch an das ursprüng1 i che Konzept hal ten. D'i e
Grundeigentümerin hat, bzw. deren Rechtsnachfolger haben für den dauernden
Erhalt der Grünanlagen zu sorgen.

7.4 Die Sichtschutzmassnahmen zw'ischen den e'inzelnen privat genutzten Flächen
(2. B. Wohngarten, etc. ) sind Bestandteil des GesärntFonzepfs und 'im Umge-
bungsgesta'ltungspian zu regeln. Auch in privaten Wohngärten sollte grund-
sätzlich der einheimische Vegetat'ionscharakter gewahrt werden.

7.5 Alle Gehwege innerhalb der Siedlung, insbesondere der zentrale Platz,
sollen den Kindern ais'Spielnaum dienen. D'ie Eigentümerin hat, bzw. deren
Rechtsnachfolger haben durch entsprechende Massnahmen die unumgänglichen
Verkehrsbewegungen so einzuschränken, dass d'ies gefahrios möglich ist.

Einige geeignete K'inderspielgeräte sind, vorwiegend im Zentralbereich, auf-
zustellen und nach Bedarf a) ergänzen. Der Unterhalt dieser Geräte ist
durch die Eigentümerin bzw. deren Rechtsnachfolger sicherzustellen.

7.6 Sämtl'iche Wege, Strassen, P1ätze und uneingefriedete Freiflächen stehen
allen Bewohnern und der 0effentlichke'it zu Benutzung offen.

7 .7 Der Zweck und d'ie Funkt'ion sämtl i cher Aussenanl agen muss dauernd gewähr-
I e'i stet werden .

8. Parkierung

8..l Der erforderliche Parkraum berechnet sich nach den kantonalen Richtlin'ien
zur Bestinrmung des Parkplatzbedarfs unter Mitberücksichtigung der Erhe-
bungen der Gemeinde Lausen.



8.2 Die oberirdischen Parkplätze gemäss Plan Nr. 'l sind hinsichtlich ihrer
Anzahl (BB Parkpiätze) und grundsätzlichen Lage verbindlich und dürfen
nicht verm'ietet werden. Die Anordnung sowie 'ihre Begrünung und Gestaltung
erfolgt im Rahmen des Baubewill'igungsverfahrens im Umgebungsgesta'ltungsplan
und bedarf der Zustimmung des Gemeinderates. Sie sind ausschl'iessliCh fUr
Kurzparkierer und Besucher der Ueberbauung best'immt.

8.3 Den Wohnungsmietern und -eigentümern sind in den Einstellhallen die erfor-
derliche Anzahl Abstellplätze fest zuzuteilen. Die Parkplätze dürfen n'icht
zweckentfremdet werden.

8.4 E'ine Vermietung der unterirdischen Parkp'lätze an Dritte'ist nur zu1ässig,
wenn die Parkierungsbedürfnisse der Siedlungsbewohner gedeckt sind.

9. Erschliessunq , Versorgung und Entsorqunq

9..l Fy. d'ie ungef ähre 
_ 
Lage, bzw. Dimensi on'ierung al I er Strassen, Wege und

Plätze gilt der Plan Nr. I als Richtlin'ie. Abweichungen sind mög1ich,
sofern das Gesamtkonzept gewährleistet bleibt. Die genaue Lage ist im Umge-
bungsgestaltungsplan im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens festzulegen.

9.2 Die Durchleitungsrechte für öffentl'iche Werkleitungen (Elektrische Kabe1,
l,'lasser, Abwasser, Rad'i o, Fernsehen, Gas, Tel efon ) si nd i nnerhal b des
Quarti erpl anperi meters gewährt.

9.3 Sämtliche Strassen, Wege und Plätze erhalten öffentliches Gehrecht.

9.4 Für die Verkehrsführung auf den geme'indeeigenen Strassen'ist eine Verkehrs-
studi e erstel I t worden . Umgestal tungsmassnahmen an di esen Strassen für
einen sjcheren Verkehrsablauf sind im Umgebungsgestaltungsplan, im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens, den Bauetappen entsprechend festzulegen und
ebenso zu real i si eren . Dem Gemei nderat steht ei n verbi ndl 'iches trti tent-
scheidungsrecht zu.

9.5 Die Gestaltung und Beleuchtung der Anlagen hat nach e'inhejtl'ichem Projekt
(Umgebungsgestaltungsplan) zu erfolgen. -Bei 

späteren Aenderungen muss d'ie
E'inheit der Wege und Beleuchtungen gewahrt bleiben.

9.6 Für die Erste'l1ung von Rad'io- und Fernsehantennen im Quart'ierpl angebiet
gelten die Best'immungen des Gemeindereglementes über die Grossantennenan-
I age.

9.7 Betreffend der [.lasserversorgung und der Abwasserbeseitigung s'ind d'ie ge-
setzlichen Bestimmungen und die entsprechenden Reglemente der Gemeinde
massgebend. Im S'i nne der generel 1 en Entwässerungspl anung (GEP ) 'i st f ür d'i e
Weiterverwendung des anfallenden nichtverschmutzten Abwässers (Meteorwasser
auf versiegelte
spei sung, Versj
dem Umgebungsge
meinderates bed

Flächen und Dächern, etc.
kerung, Ableitung, etc. e

n
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staltungsplan abzustimmen
arf.

z. B. f ür Brauchwasser, B'iotop-
n Konzept zu erstel 1en , das m'it
st und der Genehmi gung des Ge-
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9.8 Vor der Real'isierung der Quart'ierplanüberbauung
Energiekonzept zur Genehmigung zu unterbre.iten.

i st dem Gemei nderat e'i n



9.9 Für die Abfallbeseitigung gilt das Abfa'llreglement der Gemeinde Lausen und
das Abfallkonzept des Kantons Basel-Landschaft. Vor Realis'ierung der Quar-
tierp'lanüberbauung ist dem Gemeinderat das Abfallkonzept zur Genehmigung zu
unterbrei ten .

10. Irmissionen und Lärmschutz

10.1 Das gesamte Areal innerhalb des Quartierplanperimeters
empf i ndl 'i chke'i ts stufe I I zugeordnet .

.l0.2 Für wenig störende Betriebe entlan
strasse und Ringstrasse gelten bez
l,lG-Zone gemäss Normblatt ZR 4/63.

i st der Lärm-

g, der Hasenackerstrasse zwi schen Stutz-
ü91 i ch innni ss'ionen di e Grundsätze ei ner

ll. Realisierung und Etappierung

I 1 . I Di e Real'i si erung und Etapp'ierung der Quart'ierp1 anüberbauung hat grundsätz-
lich im Einvernehmen zwischen der Gemeinde und der Eigentümerin des Quar-
tierplanareals zu erfo'lgen. Dies betrifft insbesondere Grundbüchmutationen
und das Einräumen von D'ienstbarkeiten.

ll.2 Für die Realisierung der Quartierplanüberbauung haben die Grundeigentümerin
und di e Gemei nde ei nen Quarti erpl anvertrag abzuschl'iessen und b'i s zrlr Ge-
nehmigung durch den Regierungsrat im Grundbuch anmerken zu lassen.

1.l.3 Sofern die Quartierplanüberbauung in Etappen realisiert wird, sind die ent-
sprechenden Ergänzungsanlagen, wie Strassen und Trotto'irs, ober- und unter-
irdische Abstellplätze, private Wege, Plätze und Freiflächen, Kinderspiel-
plätze, etc. so auszulegen, dass der Bedarf der jeweilig erstellten Efappe
gedeckt ist und die spätere Real'isierung der Gesamtüberbauung gewährle'istet
bl e'ibt.

12. Parzellierung

l2.l Die spätere Parzellierung der Grundstücke oder deren Abgabe im Baurecht
sowie die Ab_g_abe_der einzelnen Wohnungen im Stockwerkeigentum ist mög1ich,
wenn die volle Funktional'ität der Quartierplanung gewährleistet isC. Der
Geme'inderat ist für deren S'icherstel'lung besorgt und ordnet zum Ze'itpunkt
der Grundstücksparzellierung den Eintrag der notwendigen Dienstbarke'iten 'im
Grundbuch an.

13. Abreichungen

l3.l Abweichungen durch bauliche oder gestaiterische
entweder für
- das arch'itektonische Erscheinungsbild, oder- das städtebauliche Konzept, oder
- d'ie Erschl i essung, oder
- die Umgebungsgestaltung
von präjudi zi el I er Bedeutung si nd, dürfen nur
konzeptes bew'il 1 igt werden.

E'inzel massnahmen, di e

aufgrund ei nes Gesamt-
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Dieses bedarf der Genehmi gun-g des Gemei nderates und der zuständigen
kantonalen Instanzen und ist für alle weiteren gleichartigen Abweichunlen
richtungsweisend. Es ist 'integrierender Bestandteil des entiprechenden Bäu-
gesuches und 'ist mit diesem öffentlich aufzulegen.

14. Schlussbestirmrnqen

l4.l Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplanvorschriften. Das
Baubewilligungsverfahren gemäss 5 ZZ und $ eS ff. 'der 

Vollziehungsver-
ordnung zum Baugesetz bleibt vorbehalten.

14.2 Alle im t,Jiderspruch zu den Quartierplanvorschriften stehenden Nutzungsplan-
vorschriften gelten als aufgehoben.

14.3 Diese Quartierplanvorschriften ersetzen diejenigen vom 27. Juli 1gBZ.
.l4.4 Die Quartierplanvorschriften treten mit den Genehmigung durch den Reg.ie-

rungsrat in Kraft.

14.5 Bei Nichtgenehm'igung der Quartierplanvorschriften ge'lten nach wie vor d.ie
durch den Re_gierungsr_atsbeschluss Nr. .l578 von 27. 

-Juli l98Z rechtskräftig
gewordenen Quart'ierp'lanvorschriften (Publikation im kantonalen Amtsblati
Nr. 3l vom 5. August .1982).
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BESCHLUSSE

GEMEINDE

Beschluss des Gemeinderates:

Beschluss der Gemeindekommission:

Beschluss der Einwohnergemeindeversammlung:

Referendumsfrist:

Urnenabstimmung:

Publikation der Planauflage im Amtsblatt Nr. 18 vom

Planauflage vom:

Namens des Gemeinderates

18.02.1992

16.03.1992

25.O3.1992

26.03.1992 bis 24.O4.1992

keine

30.04.1992

04.05.1 992 bis 02.06.1992

F

iuli t992

Der Präsident:

\/\/AW

)

KANTON

Vom Regierungsrat des Kantons Basel- Landschaft
genehmigt

mit Beschluss Nr. n66 L

Publikation des Regierungsratsbeschlusses

im Amtsblatt Nr. 3q

| 8. Aug. lgg2

vom: Zo- B,^7. /t??Z

vom:
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Der Landschreiber:


